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1 ALLGEMEINES 

1.1 Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

Das Plangebiet befindet sich im Kurgebiet der Stadt Bad Säckingen, eingespannt zwi-
schen der Bergseestraße im Westen und dem Schöpfebachweg im Westen. Das soge-
nannte Engel-Areal soll durch die Firma Faller Immobilien für Geschosswohnungsbau 
entwickelt werden, auf dem Grundstück Flst.Nr. 4081 am Schöpfebachweg benötigt der 
bestehende Studiencampus für Gesundheitsberufe dringend eine Erweiterung, wobei 
mit der Erweiterung auch ein Wohnangebot entstehen soll. Das zentrale, bisher im Ei-
gentum der Stadt Bad Säckingen befindliche Hanggrundstück, das nach der Realisie-
rung der vorgesehenen Bebauung nur noch schwer von außen zugänglich sein wird, soll 
von den beiden Vorhabenträgern übernommen werden. 

Da die vorliegende Planung für die zwei Bauvorhaben in der Bergseestraße und am 
Schöpfebachweg nicht den Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplans „Kurge-
biet II“ entspricht, soll für diesen Bereich ein Bebauungsplan der Innenentwicklung nach 
§ 13a BauGB neu aufgestellt werden. Die Planung verfolgt im Wesentlichen folgende 
Ziele: 

▪ Förderung der Innenentwicklung zur Bereitstellung von Wohnraum in angemessen 
verdichteter Bauweise; 

▪ Schaffung der Voraussetzungen für die Erweiterung des Schulcampus für Gesund-
heitsberufe und ergänzende gesundheitsbezogenen Nutzungen sowie ein begleiten-
des Wohnungsangebot; 

▪ Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung; 
▪ Schaffung kompakter Siedlungsstrukturen („Stadt der kurzen Wege“); 
▪ kostensparende Ausnutzung vorhandener Erschließungsanlagen; 
▪ Schutz wertvoller Strukturen (Bäume, Gewässer). 
 
Die Bebauungsplanaufstellung erfolgt ohne Umweltprüfung im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13a BauGB. Die Stadt Bad Säckingen hat jedoch auf freiwilliger Basis eine 
frühzeitige Beteiligung durchgeführt, so dass die Beteiligungsmöglichkeiten für die Bür-
ger in vollem Umfang gegeben sind. Da der Bebauungsplan aus dem bestehenden Flä-
chennutzungsplan (siehe Ziffer 1.3) entwickelt werden kann, ist eine Anpassung im 
Wege der Berichtigung nicht notwendig. 

1.2 Lage des Planungsgebiets / Geltungsbereich 

Das Plangebiet liegt im Kurgebiet am nördlichen Ortsrand der Stadt Bad Säckingen, 
zwischen der Bergseestraße im Westen und dem Schöpfebachweg im Osten. Nördlich 
grenzen Waldflächen an das Plangebiet an, westlich und südwestlich befinden sich 
Wohngebäude, im Südosten eine Tennishalle, im Osten verläuft der stark eingegrünte 
Schöpfebach. 

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des bestehenden Bebauungsplans „Kurgebiet 
II“, ist aber zum größten Teil noch unbebaut. Das bestehende Wohngebäude in der Berg-
seestraße im Westen soll abgerissen werden. Mitten durchs Gebiet erstreckt sich von 
Norden nach Süden eine steile Hangfläche. Die Flächen weisen einen dichten Baumbe-
stand auf, der zum Teil als Wald eingestuft wird. 

Das Plangebiet umfasst die Flurstücke Nrn. 584/3, 584/8 und 4081 vollständig, sowie 
einen Teil des Flurstücks Nr. 584 in zweckdienlicher Abgrenzung. Das Plangebiet um-
fasst insgesamt eine Fläche von etwa 0,74 ha. 
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Lage des Plangebiets (rote gestrichelte Umrandung), ohne Maßstab, Quelle: © LUBW, LGL; © 2021 Landesanstalt für 
Umwelt Baden-Württemberg 

1.3 Flächennutzungsplan 

 
Ausschnitt aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Bad Säckingen, 
Murg, Rickenbach, Herrischried, Stand Dezember 2022 (ohne Maßstab) 
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Der Flächennutzungsplan der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft (VVG) Bad 
Säckingen stellt für das vorliegende Plangebiet Wohnbauflächen im Westen und Son-
dergebietsflächen mit der Zweckbestimmung „Sporteinrichtungen-Schule“ im Osten dar. 
Somit ist der Bebauungsplan „Kurgebiet III“ aus den Darstellungen des Flächennut-
zungsplans entwickelt. 

1.4 Vorhandener Bebauungsplan / Bestehende Rechte 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Kurgebiet III“ gilt bislang der Bebau-
ungsplan Nr. 57 „Kurgebiet II“ in der Fassung seiner 2. Änderung aus dem Jahr 2017. 
Mit den damaligen Festsetzungen des Bebauungsplans lassen sich die aktuell geplanten 
Bauvorhaben nicht verwirklichen. Die Stadt Bad Säckingen hat die Vorhaben geprüft und 
will die planungsrechtlichen Voraussetzungen für deren Realisierung durch die Ausstel-
lung eines Bebauungsplans unterstützen. Aus Gründen der Praktikabilität und aus Grün-
den der Rechtssicherheit wurde empfohlen, statt eine Bebauungsplanänderung durch-
zuführen, einen neunen Bebauungsplan aufzustellen. 

 

Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan „Kurgebiet II“ vom 30.03.2006 mit Darstellung des Geltungsbereichs 
des nun vorliegenden Bebauungsplans „Kurgebiet III“  

1.5 Planungsverfahren 

Der Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften „Kurgebiet III“ wird gemäß 
§ 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren 
aufgestellt. Nach § 13a BauGB Absatz 1 Satz 1 kann dieses Verfahren für die 
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Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen 
der Innenentwicklung angewendet werden. 

Gemäß § 13a Absatz 1 Satz 2 BauGB darf ein Bebauungsplan im beschleunigten Ver-
fahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des 
§ 19 Abs. 2 BauNVO oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt 
weniger als 20.000 m², wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem 
engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzu-
rechnen sind. Innerhalb des vorliegenden Bebauungsplans ist eine Grundfläche im 
Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von ca. 2.900 m² zulässig. Gemäß § 13a (1) Nr. 1 
BauGB sind zur Ermittlung der zulässigen Grundfläche die Grundflächen mehrerer Be-
bauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammen-
hang aufgestellt werden, mitzurechnen. Der Gesetzgeber hat an die sog. „Kumulations-
regel“ enge Maßstäbe geknüpft. Verhindert werden soll vor allem, dass ein Bebauungs-
planverfahren missbräuchlich in mehrere kleine Verfahren aufgeteilt wird, um den 
Schwellenwert der zulässigen Grundfläche zu umgehen. Derzeit befindet sich bereits die 
4. Änderung des Bebauungsplans „Kurgebiet“ im Verfahren. Es handelt sich hierbei um 
die Wiedernutzbarmachung eines brachliegenden Kurklinikareals und dieser Bereich 
liegt ca. 400 m in südlicher Richtung entfernt vom hier vorliegenden Plangebiet. Zwi-
schen den beiden Verfahren in daher kein zeitlicher, räumlicher und sachlicher Zusam-
menhang festzustellen. 

Weitere Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Verfah-
rens sind ebenfalls erfüllt, da es darüber hinaus keine Anhaltspunkte für Beeinträchti-
gungen von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung nach der FFH-Richtlinie und 
der Vogelschutzrichtlinie (Natura 2000) gibt. 

Ferner bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 
und Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Abs. 1 BImSchG 
zu beachten sind, da im Plangebiet ausschließlich Nutzungen im Rahmen eines Allge-
meinen Wohngebiets und eines Sondergebietes für einen Schulcampus zulässig sind. 
Von diesen Nutzungen ist kein Störfallrisiko bzw. ein Risiko eines schweren Unfalls zu 
erwarten. 

Die Aufstellung des Bebauungsplans kann daher als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB durchgeführt werden. 

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach 
§ 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB. Demnach kann auf eine Umweltprüfung, auf die Erarbeitung 
eines Umweltberichts und auf eine zusammenfassende Erklärung verzichtet werden. 
Darüber hinaus findet die Eingriffsregelung (§ 1a BauGB i. V. m. § 21 BNatSchG) keine 
Anwendung. Eine frühzeitige Beteiligung soll freiwillig durchgeführt werden. 

1.6 Verfahrensablauf 

24.07.2023 
 

Der Gemeinderat fasst den Aufstellungsbeschluss für den Be-
bauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften Nr. 58 „Kurgebiet III“ 
im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB. Der Ge-
meinderat billigt den Vorentwurf des Bebauungsplans und der 
örtlichen Bauvorschriften und beschließt die Durchführung einer 
freiwilligen frühzeitigen Beteiligung nach § 3 Abs. 1 und 
§ 4 Abs. 1 BauGB. 
 

21.08.2023 – 
22.09.2023 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB 
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Anschreiben vom 
__.__.____ mit Frist 
bis __.__.____ 
 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 

__.__.____ Der Gemeinderat behandelt die in der frühzeitigen Beteiligung 
eingegangenen Stellungnahmen, billigt den Entwurf des Bebau-
ungsplans und der örtlichen Bauvorschriften „Kurgebiet III“ und 
beschließt die Durchführung der Offenlage nach § 3 Abs. 2 und 
§ 4 Abs. 2 BauGB. 
 

__.__.____ – 
__.__.____ 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
 

Anschreiben vom 
__.__.____ mit Frist 
bis __.__.____ 

Beteiligung der der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 

__.__.____ Der Gemeinderat behandelt die eingegangenen Stellungnah-
men und beschließt den Bebauungsplan mit örtlichen Bauvor-
schriften Nr. 58 „Kurgebiet III“ gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als 
Satzung. 

1.7 Qualifizierter Bebauungsplan 

Gemäß § 30 Abs. 1 BauGB ist im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der allein 
oder gemeinsam mit sonstigen baurechtlichen Vorschriften mindestens Festsetzungen 
über die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen 
und die örtlichen Verkehrsflächen enthält, ein Vorhaben zulässig, wenn es diesen Fest-
setzungen nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist. In diesem Fall handelt 
es sich um einen sog. Qualifizierten Bebauungsplan. Im vorliegenden Fall sind die Art 
und das Maß der baulichen Nutzung sowie die überbaubaren Grundstücksflächen fest-
gesetzt. Auf die Festsetzung der örtlichen Verkehrsflächen wurde verzichtet, da für die 
Aufnahme der westlich und östlich angrenzenden Verkehrsflächen als bestehende in-
nerörtliche Erschließungsstraßen planungsrechtlich keine Erforderlichkeit gesehen 
wurde. Die angrenzenden Flächen sind heute als Verkehrsflächen ausgebaut. 

Die Festsetzung der örtlichen Verkehrsflächen ist für eine Qualifizierung nach § 30 (1) 
BauGB entbehrlich, da das vom Bebauungsplan erfasste Gebiet so klein ist, dass das 
Plangebiet durch Straßen außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans er-
schlossen wird. Somit ist die Festsetzung von Verkehrsflächen für die „Baureifmachung“ 
nicht erforderlich. Die Stadt Bad Säckingen geht davon aus, dass es sich im vorliegen-
den Fall um einen qualifizierten Bebauungsplan handelt und Bauvorhaben somit nicht 
nach § 34 BauGB, sondern ausschließlich auf der Grundlage des Bebauungsplans be-
urteilt werden. 

2 KONZEPTION DER PLANUNG 

2.1 Städtebau und Nutzungen 

Allgemeines Wohngebiet (Bergseestraße) 

Die Stadt Bad Säckingen will dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 
sowie dem am Hochrhein anhaltenden hohen Wohnungsbedarf Rechnung tragen. Sie 
unterstützt daher Vorhaben, die an dafür städtebauliche geeigneten Stellen Geschoss-
wohnungsbau in einer angemessenen Dichte verwirklichen wollen. Sie hat daher bereits 
in der Vergangenheit auf der Westseite am nördlichen Ende der Bergseestraße eine 
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Bebauungsplanänderung vorgenommen, um die dort nun bestehenden Geschosswoh-
nungsbauten mit einem ausgesprochen hohen Wohnwert zu ermöglichen. Insofern er-
scheint es städtebaulich folgerichtig nun auch auf der Ostseite der Bergseestraße eine 
gewisse Nachverdichtung in Form von qualitätvollen mehrgeschossigen Wohnhäusern 
zuzulassen. 

Auf den beiden Grundstücken mit den Flurstücksnummern 584/3 und 584/8, eine Fläche 
von immerhin ca. 3.600 m², befindet sich derzeit lediglich ein Einfamilienwohnhaus mit 
einem außergewöhnlich großen Garten. Ein Immobilienentwickler konnte die Flächen 
erwerben und hat der Stadt ein Konzept für eine Neubebauung vorgelegt, das den Abriss 
des alten Hauses und die Errichtung von drei Wohngebäuden mit insgesamt 50 Woh-
nungen vorsieht. Verbunden sind die Gebäude durch eine gemeinsame Tiefgarage, die 
sich aufgrund der Topografie gestaffelt über zwei Geschosse erstreckt. Die Gebäude 
sollen die Topografie berücksichtigen und daher in der Höhenentwicklung gestaffelt wer-
den. 

 
Lageplan Geschosswohnungsbau Faller Immobilien, ohne Maßstab, Quelle: leykum architekten bdb (Stand: Juli 2023) 
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Visualisierung Geschosswohnungsbau Faller Immobilien, Quelle: leykum architekten bdb (Stand: Juli 2023) 

 

Sondergebiet Schulcampus und Wohnen (Schöpfenbachweg) 

Die bestehende Akademie für Gesundheitsberufe in der Nagaistraße benötigt dringend 
Erweiterungsflächen. Da Erweiterungsflächen nur in räumlicher Nähe der bestehenden 
Akademie sinnvoll sind, hat die Akademie für Gesundheitsberufe, Gemeinnützige Phy-
siotherapieschule-Ergotherapieschule, Bad Säckingen GmbH bereits frühzeitig das 
Grundstück, Flst.-Nr. 4081 am Schöpfenbachweg erworben. Hier sollen nun die benö-
tigten Schulungsräume mit ergänzenden Einrichtungen für die Akademie errichtet wer-
den können. Aufgrund der hohen Nachfrage soll zusätzlich in den oberen Geschossen 
auch die Möglichkeiten geschaffen werden Wohnungen zu errichten, die von Studieren-
den, Lehrpersonal aber auch Anderen genutzt werden können. 

Geplant ist ein längliches Gebäude, das sich von Norden nach Süden parallel zum 
Schöpfebachweg erstreckt. Das Gebäude schließt direkt an den nördlichen Anbau der 
Tennishalle an und wird in der Länge durch einen Höhenversprung gegliedert. 

 
3D-Modell Schulcampus, Quelle: Akademie für Gesundheitsfachberufe in Bad Säckingen (Stand: März 2023) 

2.2 Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung für die Wohnbebauung im Westen ist bereits durch die 
Bergseestraße gesichert. Für die Unterbringung der notwendigen Stellplätze ist eine 
Tiefgarage geplant. Dadurch können die nicht überbauten Grundstücksflächen von 



Stadt Bad Säckingen Stand: 04.12.2023 
Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften Fassung: Offenlage 
Nr. 58 „Kurgebiet III“ gem. § 3 (2) und § 4 (2) i. V. m. § 13a BauGB 

BEGRÜNDUNG Seite 9 von 14 

 

23-12-04 Begründung (23-11-23).docx 

Parkplätzen freigehalten werden und im Sinne einer hohen Aufenthaltsqualität gestaltet 
werden. 

Das östliche Grundstück, das als Sondergebiet festgesetzt wird, kann über den beste-
henden Schöpfebachweg angefahren und erschlossen werden. Die Erschließung soll 
über den südlichen Grundstücksteil erfolgen, da hier der bestehende Weg ausreichend 
dimensioniert wird. Darüber hinaus soll der Verkehr auf dieser Fläche minimiert und im 
Süden konzentriert werden, so dass im Norden ein Zufahrtsverbot in die Planungen mit 
aufgenommen wurde. 

Im Zusammenhang mit den Baumaßnahmen für die Akademie für Gesundheitsberufe 
und die Tennishalle wurden auch für die geplanten Nutzungen nördlich der Tennishalle 
– zu dem Zeitpunkt im Bebauungsplan als Saunalandschaft angedacht – Stellplätze ge-
schaffen. Das Eingangsgebäude zwischen der Tennishalle und der geplanten Sau-
nalandschaft sollte beiden Nutzungen dienen. Aus diesem Grund sind in dem nördlichen 
Anbau der Tennishalle bereits Funktionsräume und Zugänge eingeplant gewesen. Über 
eine Verbindungstür zum Parkdeck wurde damals schon der Durchgang für die dort par-
kenden Gäste der geplanten Saunalandschaft vorbereitet. Auch aus der jetzigen Nut-
zung zeigt sich, dass im Schnitt nur etwa ein Drittel der Parkplätze belegt sind. Aus die-
sem Grund sollen die notwendigen Parkplätze für den Schulcampus und die ergänzen-
den Wohnungen in dem bestehenden Parkdeck untergebracht werden. Dies kann im 
weiteren Projektverlauf auch durch Baulasten gesichert werden. 

Wie bereits im Bebauungsplan „Kurgebiet II“ geregelt, kann das Plangebiet mit Fern-
wärme aus dem vorhandenen Heizkraftwerk in unmittelbarer Nachbarschaft versorgt 
werden. Dabei besteht ein Anschluss- und Benutzungszwang entsprechend § 11 Abs. 2 
und 3 GemO. 

Die Ver- und Entsorgung ist ebenfalls gesichert. In den Bebauungsvorschriften werden 
Regelungen zur Entwässerung aufgenommen. Konkreteres kann auf Baugenehmi-
gungsebene geregelt werden. 

3 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

3.1 Art der baulichen Nutzung 

Für den geplanten Geschosswohnungsbau im Westen wird ein allgemeines Wohngebiet 
festgesetzt. Läden, Schank- und Speisewirtschaften, Gartenbaubetriebe und Tankstel-
len sind im Wohngebiet ausgeschlossen, weil sie zu unerwünschten und störenden 
Fremdverkehren im Gebiet führen und wertvollen Wohnraum verdrängen können. Diese 
Nutzungen sind auch ausgeschlossen, um eine gewisse Wohnruhe zu gewährleisten. 

Entsprechend der angedachten Nutzungen für den östlichen Teilbereich des Geltungs-
bereichs wird ein Sondergebiet „SO Schulcampus und Wohnen“ festgesetzt. Darin soll 
ein Schulcampus für medizinische Assistenzberufe sowie weitere gesundheitsbezogene 
Nutzungen untergebracht werden können. Zulässig sind Gebäude sowie Tagungs-, 
Schulungs- und Veranstaltungsräume; Räume für freie Berufe und Dienstleistungen des 
Gesundheitswesens; der festgesetzten Hauptnutzung des Sondergebietes „SO 
Schulcampus“ dienende Funktions- und Nebenräume; Nebenanlagen und Stellplätze. 
Zusätzlich werden auch Wohnungen zugelassen, die von Studierenden, Lehrenden aber 
auch anderen Personen genutzt werden können. Um sicherzustellen, dass die Wohn-
nutzung nicht überwiegt, wird festgesetzt, dass sie 49% der Bruttogeschossfläche nicht 
überschreiten darf und nicht im Erdgeschoss untergebracht werden darf. Dabei wird aber 
weiter präzisiert, dass hierbei maximal 30% der Bruttogeschossfläche für sonstige Woh-
nungen verwendet werden dürfen, während die übrigen zulässigen Wohnflächen für der 
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Hauptnutzung zugeordnetes Wohnen zu verwenden ist, d.h. für Personal, Lehrende oder 
Lernende der Akademie für Gesundheitsberufe. 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse, 
der Grundflächenzahl (GRZ), der Geschossflächenzahl (GFZ) und der Höhe der bauli-
chen Anlagen (GH) bestimmt. 

Um eine gewisse bauliche Dichte und eine gute Ausnutzung des Grundstücks zu ermög-
lichen und im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, wird für das all-
gemeine Wohngebiet eine Grundflächenzahl von 0,5 und eine Geschossflächenzahl von 
1,4 festgesetzt. Aufgrund der Lage des Wohngebiets mit nördlich direkt anschließenden 
Waldflächen und der Grünfläche auf der gesamten östlichen Seite wird ist eine ausrei-
chende Besonnung und Belüftung gewährleistet, so dass insgesamt die gesunden 
Wohnverhältnisse nicht beeinträchtigt werden. 

Im Sondergebiet wird entsprechend der angedachten Planung eine Grundflächenzahl 
von 0,6 und eine Geschossflächenzahl von 2,0 festgesetzt. Durch die verbleibenden 
Freiflächen kann der Übergang in die Landschaft aufgrund der Lage am Ortsrand gesi-
chert werden. 

Die Festsetzungen zur Zahl der Vollgeschosse sehen eine Höhenstaffelung vor: Im all-
gemeinen Wohngebiet von vier auf drei Vollgeschosse, im Sondergebiet von vier auf 
zwei Vollgeschosse. Die festgesetzten Gebäudehöhen lassen im Westen auch die Re-
alisierung von Penthäusern zu, im Osten stellen sie die notwendige Höhe für die festge-
setzten Vollgeschosse dar. 

Die Aufständerung der Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie darf maximal 1,5 m be-
tragen. Weitere technische Anlagen, Überfahrten etc. dürfen die realisierte Gebäude-
höhe um maximal 3,0 m überschreiten und müssen dabei von der Dachkante einen Ab-
stand von 2,0 m einhalten. Damit wird sichergestellt, dass sie sich dem Hauptbaukörper 
unterordnen und vom Straßenraum aus betrachtet kaum in Erscheinung treten. 

3.3 Bauweise 

Im allgemeinen Wohngebiet gilt die offene Bauweise. Dies entspricht der Planung, die 
drei Gebäude vorsieht, die unter 50 m Länge und einen entsprechenden Grenzabstand 
aufweisen. Im Sondergebiet wird die abweichende Bauweise festgesetzt, da das ge-
plante Gebäude 50 m Länge überschreitet. Dies ist jedoch in Anbetracht der angedach-
ten Nutzung angemessen. Eine Gliederung des Gebäudes soll bezüglich der Höhen re-
alisiert werden. Da der nördliche Anbau der Tennishalle bereits Funktionsräume und 
Zugänge für die nördliche Bebauung vorsieht, wird an der ursprünglichen Idee festge-
halten und an die südliche Grundstücksgrenze angebaut. Deswegen wird dafür die ein-
seitige Grenzbebauung zugelassen. 

3.4 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

Im Norden des Sondergebiets wird ein Bereich festgesetzt, in dem Ein- und Ausfahrten 
zu den angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen nicht zulässig sind. Der Schöpfe-
bachweg wird nach Norden immer schmaler, so dass bei einer Bebauung im Bereich 
des Sondergebiets die Zufahrt nur im Süden realisiert werden soll. So soll der beliebte 
und viel genutzte Weg im nördlichen Bereich nicht als Zufahrtsstraße genutzt werden, 
so dass ein Ausbau der Straße hier nicht notwendig ist. 
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3.5 Garagen, Carports, Tiefgaragen, Stellplätze und Nebenanlagen 

Um die nicht durch Hauptgebäude überbauten Grundstücksflächen weitestgehend von 
hochbaulich in Erscheinung tretenden Anlagen freizuhalten, wird festgesetzt, dass ober-
irdische Garagen, Carports sowie mit PV-Anlagen überdachte Stellplätze im Plangebiet 
nicht zulässig sind. Für eine gewisse Flexibilität in der Grundstücksgestaltung sind ober-
irdische Kfz-Stellplätze auch außerhalb der Baufenster zulässig. Auch Tiefgaragen und 
offene Fahrrad-Stellplätze sind in allen Baugebieten uneingeschränkt zulässig. Diese 
Festsetzungen entsprechen auch der Planungskonzeption für die beiden Vorhaben. Für 
den Schulcampus ist zwar keine Tiefgarage vorgesehen, diese soll jedoch im Sinne ei-
ner Angebotsbebauungsplanung zugelassen werden. 

Um die Randbereiche der Grundstücke freizuhalten und einen angemessenen Übergang 
in die Landschaft zu sichern, sollen hochbaulich in Erscheinung tretende Nebenanlagen 
nur innerhalb der Baufenster gebaut werden dürfen. Technisch bedingte Nebenanlagen, 
die der Versorgung des Gebiets dienen, im Sinne des § 14 (2) BauNVO sind jedoch 
uneingeschränkt zulässig. 

3.6 Flächen für Wald 

Der dichte Baumbestand auf der Hangfläche, die sich von Norden nach Süden durch 
das Plangebiet erstreckt, wird von der Forstbehörde als Wald eingestuft, weswegen da-
für eine niederwaldartige Bewirtschaftung erforderlich ist. Da die Fläche nach Realisie-
rung der Vorhaben für die Stadt nur noch schwer zugänglich wäre, wurde im Vorfeld 
vereinbart, dass die beiden Vorhabenträger dieses Hanggrundstück übernehmen, und 
daher zukünftig auch die Pflege dieses Waldbestands von den Eigentümern übernom-
men wird. Die geplante Teilung der Fläche wird in der Planzeichnung dargestellt. Die 
Sicherung der niederwaldartigen Bewirtschaftung ist zudem über eine Baulast zu si-
chern. 

3.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 

Zur Reduzierung der Versiegelung wird festgesetzt, dass Wege-, Hof- und Stellplatzflä-
chen in einer wasserdurchlässigen Oberflächenbefestigung auszuführen sind. Unbe-
schichtete oder unbehandelte kupfer-, zink- oder bleihaltige Außenbauteile sind ausge-
schlossen, da diese durch die Auswaschung von Metallionen den Boden kontaminieren 
können. 

Aus ökologischen und gestalterischen Gründen wird festgesetzt, dass die Dächer im 
Plangebiet mit einer Mindestsubstratschicht von 10 cm zu begrünen sind. Für die obers-
ten Dachflächen gilt, dass sie zu mindestens 60% zu begrünen sind. Dadurch werden 
Spielräume in der Planung für Randeinfassungen oder technische Anlagen eröffnet. 
Sonstige Dachflächen in den untersten Geschossen sind zu begrünen, sofern sie nicht 
als Terrassen oder Wegeflächen genutzt werden. Dies dient der landschaftlichen Ein-
bindung und der Verbesserung des Wasserhaushalts. Durch die Begrünung kann das 
anfallende Niederschlagswasser auf den Dachflächen gesammelt, zurückgehalten und 
zum Teil verdunstet werden. Zudem bietet diese Dachbegrünung vielen Tieren und 
Pflanzen einen Lebensraum. Eine Kombination mit Solaranlagen ist erwünscht und des-
wegen zulässig. 

Tiefgaragen sind mit einer Substratschicht von mindestens 50 cm zu überdecken und zu 
begrünen. Dabei wird festgesetzt, dass mindestens 60% der Tiefgaragenfläche, die nicht 
von Hauptgebäuden überbaut ist, zu begrünen ist. Für Baumpflanzungen sind mindes-
tens 1,0 m Substrathöhe mit einem mindestens 1,8 m auf 1,8 m großen Baumquartier 
erforderlich. Dadurch soll ein Beitrag zur Durchgrünung des Plangebiets sowie zur Ver-
besserung des Wasserhaushalts geleistet werden. 
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Um die Durchgängigkeit für Kleintiere zu gewährleisten, müssen Einfriedungen boden-
nah durchlässig sein. 

3.8 Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Um eine Mindestdurchgrünung des Plangebiets zu sichern, werden ein allgemeines 
Pflanzgebot für die Grundstücksflächen und ein Pflanzgebot für Stellplatzflächen festge-
setzt. Heimische Laubbäume bieten Tieren und Pflanzen einen Lebensraum und stellen 
wertvolle Futterquellen dar. Pflanzen wirken zudem kühlend auf das Mikroklima und 
speichern CO2. 

Darüber hinaus werden die beiden Bäume im Westen des Plangebiets durch ein ent-
sprechendes Pflanzerhaltungsgebot gesichert, die zur wertvollen Lindenallee gehören. 
So kann deren Erhalt gesichert werden. Darüber hinaus wird in den Bebauungsvorschrif-
ten auf die entsprechende DIN-Norm zum Schutz von Bäumen und Sträuchern bei Bau-
maßnahmen hingewiesen, so dass die bestehenden Bäume (auch außerhalb des Plan-
gebiets) bei den Baumaßnahmen zu schützen und zu sichern sind. 

4 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

4.1 Dächer 

Dachformen, Dachneigungen und die Festsetzungen zu Dacheindeckungsmaterialien 
sind so gewählt, dass sich die Bebauung städtebaulich in den Standort gut einfügt und 
keine untypischen Materialien verwendet werden. 

Aufgrund der Lage am Ortsrand und der geplanten Nutzungen (verdichteter Wohnungs-
bau und Schulcampus) werden im Plangebiet nur flache, begrünte Dächer mit 0° bis 10° 
Dachbegrünung zugelassen. 

Bei der Dachgestaltung geht es darum ein angemessenes Erscheinungsbild zu sichern, 
einen Beitrag zur Verbesserung des Mikroklimas zu leisten und die Reflexion zu verrin-
gern. Gerade die Reflexion von großen, spiegelnden Flächen führt häufig zu Beeinträch-
tigungen und Konflikten mit der nachbarschaftlichen Bebauung oder mit dem nahelie-
genden Verkehr. Um diese Konflikte zu minimieren, werden glänzende und spiegelnde 
Materialien ausgeschlossen. Das gilt auch für Dachaufbauten, die der Energiegewin-
nung dienen, die aus blendfreiem Material herzustellen sind. Aus gestalterischen und 
ökologischen Gründen wurden Wellfaserzement und offene Bitumenbahnen als Dach-
eindeckungsmaterial ausgeschlossen. 

4.2 Werbeanlagen 

Die Einschränkung von Werbeanlagen erfolgt zum Schutz des Stadt- und Landschafts-
bildes. Ein übermäßiger „Werbewildwuchs“ soll verhindert werden, gleichzeitig soll den 
Betreibern der Akademie jedoch eine weitgehende Flexibilität hinsichtlich der Ausgestal-
tung geboten werden. Die zulässige Größe der Werbeanlagen (Schriftzug der Akade-
mie) wird begrenzt, so dass ein übermäßiges In-Erscheinung-Treten vermieden wird. 
Um zu verhindern, dass große Teile der Fassade mit Werbeanlagen zugedeckt werden, 
wurde die Größe der Werbeanlagen am Gebäude auf 10 m² und in der Summe auf 10% 
der Fassadenfläche begrenzt. Die Höhe der freistehenden Werbeanlagen wird auf 8 m 
begrenzt. 

Auch die Gestaltung der Werbeanlagen wird geregelt, so dass vor allem gestalterisch 
aufdringliche Werbung mit schrillen oder wechselnden Lichteffekten sowie bewegliche 
Schrift- und Bildwerbung und Werbung über Dach ausgeschlossen sind. Diese Festset-
zungen wurden gewählt, um nachbarschaftliche Konflikte zu vermeiden, um die im 
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Plangebiet und in der Umgebung vorkommenden Arten, sowie das Orts- und Land-
schaftsbild zu schützen. 

4.3 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke 

Aus gestalterischen und ökologischen Gründen sollen die unbebauten Flächen bebauter 
Grundstücke begrünt bzw. gärtnerisch angelegt werden. Stein- und Schottergärten sind 
dabei ausgeschlossen. So soll vermieden werden, dass große Teile des Plangebiets 
brach liegen und aufgrund der fehlenden Gestaltung und Pflege das Ortsbild negativ 
beeinflussen. Zum Schutz des Ortsbildes sind Nebenflächen wie Mülltonnenplätze, Ab-
fallplätze und Lagerplätze gegenüber dem Straßenraum und anderen öffentlichen Räu-
men dauerhaft abzuschirmen und gegen direkte Sonneneinstrahlung zu schützen. Diese 
Regelungen dienen auch dem Schutz des Orts- und Landschaftsbildes am Ortsrand. 

4.4 Einfriedungen 

Im vorderen Grundstücksteil sollen die Grundstücke offen erscheinen und den Straßen-
raum optisch nicht einschränken. Daher wird die Höhe der Einfriedigung an den jeweili-
gen öffentlichen Straßenverkehrsflächen auf 0,80 m begrenzt, wodurch auch das Sicht-
feld von Kindern und Autofahrern weitgehend uneingeschränkt bleibt. 

Um den „grünen“ Charakter der Umgebung zu entsprechen, sind Maschendraht-, Draht- 
und Stabgitterzäune nur mit Heckenhinterpflanzung zulässig. Stacheldraht und Kunst-
stoff werden aus gestalterischen Gründen ausgeschlossen. 

4.5 Außenantennen 

Um einen unerwünschten Wildwuchs technischer Anlagen zu vermeiden, sollen Außen-
antennen und/oder Parabolanlagen an einem Standort am Gebäude konzentriert wer-
den. 

4.6 Anlagen zum Sammeln und Rückhalten von Niederschlagswasser 

Zur Entlastung der Kanalisation und des Vorfluters soll das anfallende Oberflächenwas-
ser auf das jeweilige Privatgrundstück zurückgehalten und nur gedrosselt an die öffent-
lichen Entwässerungsanlagen angeschlossen werden. Für die Rückhaltung können Re-
tentionsdächer, Retentionsmulden und/oder Retentionszisternen eingesetzt werden. 

Soll alternativ eine Versickerung auf dem Grundstück erfolgen, muss das unver-
schmutzte Niederschlagwasser breitflächig auf dem Grundstück über eine bewachsene 
Bodenschicht versickert werden. Die Bodenbeschaffenheit ist durch eine gutachterliche 
Stellungnahme im Bauantrag nachzuweisen, eine Vorbelastung durch Altlasten ist aus-
zuschließen. Wenn die Herstellung einer bewachsenen Bodenschicht nicht möglich ist 
(z. B. aufgrund der Grundstücksgröße), hat die Versickerung gefiltert über Regenrigolen 
zu erfolgen. Dies dient dem Schutz des Grundwassers. 

5 ZU ERWARTENDER BODENAUSHUB 

Das Projektareal des Allgemeinen Wohngebiets befindet sich innerhalb einer bereits be-
stehenden Bebauung. Die Topographie (Hanglage); Erschließungsstraße der Hanglage 
folgend, lässt keine gravierenden Anpassungen an das Niveau der Erdgeschossrohfuß-
bodenhöhe zu. Die Planung berücksichtigt dies mit einer Höhenstaffelung der Gebäude. 

Die gewünschte Änderung des bestehenden Bebauungsplans führt zu einer deutlich 
besseren Ausnutzung der Ressource „Grundstücksfläche“. Hierdurch wird das Ziel des 
flächensparenden Bauens der Landesregierung BW erreicht, da bei gleicher 
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Grundstücksfläche die zu erstellende Wohnfläche um ca. 50 % erhöht werden kann. In 
der Folge können auf dem Projektareal ca. 50 Wohnungen entstehen. 

Die notwenigen Stellplätze sollen in einer unter den Gebäuden zu planenden Tiefgarage 
nachgewiesen werden. Die projektierte Tiefgarage folgt gestaffelt der Topographie, um 
die Geländeeinschnitte möglichst gering zu halten. Die notwendigen Nebenflächen 
wurde auf das Notwendigste reduziert. 

Gemäß aktueller Planung bedarf es eines Erdaushubes von ca. 4.700 m³, wobei hiervon 
ca. 1.000 m³ zur späteren Rückverfüllung und Geländemodellierung herangezogen wer-
den können. Von den 3.700 m³, welches als Aushubmaterial abgefahren werden müs-
sen, sind ca. 1.000 m³ leichter Fels, welcher als Recyclingmaterial weiter Verwendung 
findet. Somit verbleiden ca. 2.700 m³ Aushubmaterial, welche schlussendlich vom Pro-
jektareal abgefahren werden müssen. Dieses Material kann entweder zur Verfüllung an-
derweitiger Maßnahmen herangezogen werden, oder dient als Deponiematerial. Bezo-
gen auf die Projektgröße wird die Erdbewegung als angemessen betrachtet. 

Im Sondergebiet ist weder eine Tiefgarage noch eine Unterkellerung geplant, so dass 
hier nicht mit dem Anfall von erheblichen Mengen an Bodenaushub zu rechnen ist. 

6 UMWELTBELANGE 

Da es sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB han-
delt, ist die Durchführung einer Umweltprüfung nicht erforderlich. Auch die Eingriffsrege-
lung findet keine Anwendung, wenn innerhalb eines Bebauungsplans gemäß § 13a 
BauGB eine zulässige Grundfläche von weniger als 20.000 m² festgesetzt wird. Dies ist 
bei der vorliegenden Planung der Fall. Eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanz sowie natur-
schutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 

Dennoch sind die Belange des Umweltschutzes, insbesondere die Auswirkungen des 
Bebauungsplans auf Fläche, Boden, Wasser, Pflanzen und Tiere, Klima, Luft und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen auch in diesem Fall zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB). Die Umweltbelange mit Betrachtung des Artenschutzes sind vom Büro Kunz 
GaLaPlan aus Todtnauberg ausführlich behandelt worden. Dazu sind der Umweltbeitrag 
sowie eine artenschutzrechtliche Relevanzprüfung der Begründung beigefügt worden. 

7 STÄDTEBAULICHE KENNZIFFERN 

Allgemeines Wohngebiet ca.  3.599 m²  
Sondergebiet „SO Schulcampus“ ca. 1.888 m² 
Flächen für Wald (Niederwald) ca.  1.941 m² 

Summe / Geltungsbereich ca.  7.428 m² 
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